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Text 

Gleichbehandlungsverpflichtung 

§ 38. (1) Die Regulierungsbehörde kann Unternehmen mit beträchtlicher Marktmacht 
Gleichbehandlungsverpflichtungen in Bezug auf den Zugang auferlegen. 

(2) Die Gleichbehandlungsverpflichtungen haben insbesondere sicherzustellen, dass ein 
Unternehmen mit beträchtlicher Marktmacht anderen Unternehmen, die gleichartige Dienste erbringen, 
unter den gleichen Umständen gleichwertige Bedingungen anbietet und Dienste und Informationen für 
Dritte zu den gleichen Bedingungen und mit der gleichen Qualität bereitstellt wie für seine eigenen 
Dienste, Dienste verbundener oder dritter Unternehmen, wobei der Abschluss von 
Risikobeteiligungsverträgen ebenso wie Kooperationsvereinbarungen zur Teilung des Investitionsrisikos 
für neue und verbesserte Infrastruktur dadurch unberührt bleibt, sofern der Wettbewerb dadurch nicht 
beeinträchtigt wird. 

(3) Die Regulierungsbehörde kann von einem Unternehmen mit beträchtlicher Marktmacht die 
Veröffentlichung eines Standardangebots verlangen. Das Unternehmen hat im Standardangebot 
hinreichend detaillierte Teilleistungen anzubieten, die betreffenden Diensteangebote dem Marktbedarf 
entsprechend in einzelne Komponenten aufzuschlüsseln und die entsprechenden Bedingungen 
einschließlich der Entgelte anzugeben. 

(3a) Wird für ein Unternehmen mit beträchtlicher Marktmacht eine Verpflichtung gemäß § 41 
hinsichtlich des physischen Zugangs zu Netzinfrastrukturen auf Vorleistungsebene auferlegt, hat die 
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Regulierungsbehörde auch eine Verpflichtung gemäß Abs. 3 unter Angabe von Mindestinhalten 
aufzuerlegen. 

(4) Die Regulierungsbehörde kann Änderungen des Standardangebots zur Sicherstellung der gemäß 
§ 37 Abs. 1 auferlegten spezifischen Verpflichtungen anordnen. 
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